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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Unterbringung von Rüböl 
aus inländischem Raps und Rübsen 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat in seiner 291. Sitzung am 11. Februar 1966 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Drude: Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goetbestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Entwurf eines Gesetzes 
über die Unterbringung von Rüböl 
aus inländischem Raps und Rübsen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

(1) Betriebe, die gewerbsmäßig Margarine (auch 
Schmelz- und Ziehmargarine), Speiseöl oder Speise- 
fette für eigene oder fremde Rechnung hersteilen, 
sind verpflichtet, jedem dieser Erzeugnisse jeden 
Monat Rübölraffinat aus nachweisbar inländischer 
Raps- und Rübsenernte in Höhe von zehn vom Hun- 
dert des Gewichtes des monatlich zu diesen Erzeug- 
nissen verarbeiteten Reinfettes beizumischen. So- 
weit ein Betrieb die Verpflichtung für einen Monat 
nicht erfüllt, hat er die Beimischung unverzüglich 
nachzuholen. 

(2) Zu Speisefetten im Sinne dieses Gesetzes 
gehören nicht Butter, tierischer Talg und Schmalz. 

(3) Auf die beizumischende Menge wird die 
Menge angerechnet, die der Betrieb anderen 
Zwecken zugeführt oder über die Verpflichtungen 
nach Absatz 1 hinaus beigemischt hat. Eine Anrech- 
nung auf das nächste Beimischungsjahr (§ 3 Abs. 1) 
findet ab 1. September 1966 nur statt, soweit ein 
Betrieb, der seine Beimischungsverpflichtungen 
erfüllt hat, im Monat August Rübölraffinat aus 
neuer inländischer Raps- und Rübsenernte bei- 
gemischt oder anderen Zwecken zugeführt hat. 

(4) Soweit ein Betrieb bis zum Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes seiner Verpflichtung zur Beimischung 
nach § 1 Abs. 1 der Verordnung über die Bei- 
mischung inländischen Rüböls vom 29. Juli 1965 
(Bundesanzeiger Nr. 141 vom 31. Juli 1965) nicht 
nachgekommen ist, hat er die Beimischung unver- 
züglich nachzuholen. Absatz 3 gilt sinngemäß. 

§ 2 

(1) Die Verpflichtung nach § 1 Abs. 1 besteht 
nicht 

1. für Ölmühlen, soweit sie Reinfett nach- 
weisbar an Hersteller von Margarine, 
Speiseöl oder Speisefetten zur Herstel- 
lung dieser Erzeugnisse oder an die Ber- 
liner Bundesreserve absetzen, 

2. für Hersteller von Margarine, Speiseöl 
oder Speisefetten, soweit sie diese Erzeug- 
nisse 

a) in Gebiete außerhalb des Geltungs- 
bereiches dieses Gesetzes liefern oder 


b) in Berlin ausschließlich aus Rohstoffen 
der Berliner Bundesreserve herstellen. 

(2) Soweit Hersteller von Margarine, Speiseöl 
oder Speisefetten das gemäß Absatz 1 Nr. 1 be- 
zogene Reinfett für andere als die dort genannten 
Zwecke verwenden, sind sie verpflichtet, dem Rein- 
fett Rübölraffinat beizumischen; diese Verpflich- 
tung entsteht in dem Monat der anderweitigen Ver- 
wendung. § 1 Abs. 1 bis 3 gilt sinngemäß. 

§ 3 

(1) Das Beimischungsjahr beginnt am 1. Septem- 
ber und endet am 31. August. 

(2) Der Bundesminister für Ernährung, Land- 
wirtschaft und Forsten (Bundesminister) kann durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, den Umfang und den Zeitpunkt 
des Wegfalls der Verpflichtungen nach § 1 Abs. 1 
Satz 1 und § 2 Abs. 2 Satz 1 bestimmen, wenn zu 
erwarten ist, daß die inländische Raps- und Rübsen- 
ernte vor Ablauf des Beimischungsjahres auf- 
gebraucht sein wird. 

§ 4 

Der Bundesminister kann, um die Einhaltung der 
Vorschriften dieses Gesetzes zu sichern, durch 
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf, vorschreiben, daß Ölmühlen, 
Raffinerien, Härtungsbetriebe und Hersteller von 
Margarine, Speiseöl oder Speisefetten Meldungen 
zu erstatten haben über 

1. den Erwerb, die Bestände, die Be- und Ver- 
arbeitung, die Verwendung und den Absatz 
von Raps und Rübsen aus inländischer Ernte 
und des daraus gewonnenen Rüböls, 

2. die Gewinnung von Rüböl und die dabei 
erzielte Ausbeute, 

3. die Menge des von ihnen zu Margarine, 
Speiseöl oder Speisefetten verarbeiteten Rein- 
fetts nach Gewicht. 

In der Rechtsverordnung können der Zeitpunkt und 
die Form der Meldungen vorgeschrieben und das 
sonstige Verfahren geregelt werden. 

§ 5 

(1) Erfüllt ein Betrieb die Verpflichtungen nach 
§ 1 Abs. 1 oder 4 Satz 1 oder § 2 Abs. 2 nicht oder 
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nicht in der vorgeschriebenen Höhe, so kann die 
Verpflichtung zur Nachholung der Beimischung 
durch Bescheid festgesetzt und im einzelnen gere- 
gelt werden. Die beizumischende Menge kann durch 
Schätzung ermittelt werden. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
Maßnahmen nach Absatz 1 haben keine aufschie- 
bende Wirkung. 

§ 6 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Inhaber 
eines Betriebes vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Abs. 1 Satz 1 oder Satz 2 
oder Abs. 4 Satz 1 oder § 2 Abs. 2 Rüböl- 
raffinat nicht oder nicht in der vorgeschrie- 
benen Höhe beimischt oder 

2. einer Vorschrift einer nach § 4 ergangenen 
Rechtsverordnung zuwiderhandelt, soweit 
die Rechtsverordnung für einen bestimm- 
ten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche 
Mark, die fahrlässige Ordnungswidrigkeit mit einer 
Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Deutsche 
Mark geahndet werden. 

§ 7 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 6 gelten auch 
für denjenigen, der als vertretungsberechtigtes 
Organ einer juristischen Person, als Mitglied eines 
solchen Organs, als vertretungsberechtigter Gesell- 
schafter einer Personenhandelsgesellschaft oder als 
gesetzlicher Vertreter eines anderen handelt. Dies 
gilt auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche 
die Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirk- 
sam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes oder eines Teils des Betriebes eines 
anderen beauftragt oder von diesem ausdrücklich 
damit betraut ist, in eigener Verantwortung Pflich- 
ten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder die auf 
Grund dieses Gesetzes ergangenen Rechtsverord- 
nungen auferlegen. 

§ 8 

Begeht jemand in einem Betrieb eine nach § 6 
mit Geldbuße bedrohte Handlung, so kann gegen 
den Inhaber oder Leiter des Betriebes oder den 
gesetzlichen Vertreter des Inhabers oder ein Mit- 
glied des zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organs einer juristischen Person oder einen ver- 
tretungsberechtigten Gesellschafter einer Personen- 
handelsgesellschaft eine Geldbuße nach Maßgabe 
des § 6 Abs. 2 festgesetzt werden, wenn sie vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt 
haben und der Verstoß hierauf beruht. 


§ 9 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach den §§ 6 oder 8, so kann auch gegen 
die juristische Person oder die Personenhandels- 
gesellschaft eine Geldbuße nach Maßgabe des § 6 
Abs. 2 festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen, und für den Gewinn, 
den sie aus der Ordnungswidrigkeit bezogen hat. 


§ 10 

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten im 
Sinne dieses Gesetzes verjährt in zwei Jahren. 


§ 11 

(1) Die Ausführung dieses Gesetzes obliegt der 
Einfuhr- und Vorratsstelle für Fette. 

(2) Der Vorstand der Einfuhr- und Vorratsstelle 
für Fette ist Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 

I Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten. Er entscheidet auch über die Abänderung 
und Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich 
; nicht nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 
j des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). In sei- 
ner Eigenschaft nach Satz 1 und 2 untersteht er 
: nur der Aufsicht des Bundesministers. 


§ 12 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 


§ 13 

(1) Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Kalendermonats in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten § 19 des Milch- und Fett- 
gesetzes in der Fassung vom 10. Dezember 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 811), zuletzt geändert durch 
das Sechste Gesetz zur Änderung dieses Gesetzes 
vom 28. Juni 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 529), und 
die Verordnung über die Beimischung inländischen 
RübÖls vom 29. Juli 1965 (Bundesanzeiger Nr. 141 
vom 31. Juli 1965) außer Kraft. 
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Begründung 


Die bisherige gesetzliche Grundlage für die Pflicht 
zur Rüb Ölbeimischung ist § 19 des Milch- und Fett- 
gesetzes. Er ermächtigt die Bundesregierung, durch 
Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf, die Betriebe der Ölmühlen-, Marga- 
rine- und Speisefettindustrie zu verpflichten, inlän- 
dische Ölsaaten und -früchte sowie pflanzliche und 
tierische Öle und Fette zu verwenden. Diese Vor- 
schrift ist nur noch für die Unterbringung des aus 
inländischem Raps und Rübsen gewonnenen Rüböls 
von Bedeutung, nachdem für Schweine- und Rinder- 
fette inzwischen die EWG-Rinder- und Schweine- 
marktordnungen ergangen sind. Gegen die Vor- 
schrift des § 19 MFG und die auf Grund dieser Vor- 
schrift erlassenen Beimischungsverordnungen für 
die Beimischungsjahre 1963/64, 1964/65 und 1965/66 
haben ein Großteil der beimischungspflichtigen Be- 
triebe Verfassungsbeschwerde eingelegt, über die 
noch nicht entsdüeden ist. Die Bundesregierung 
vertritt die Auffassung, daß die mit der Verfas- 
sungsbeschwerde angegriffenen Vorschriften gültig 
sind. Angesichts der praktischen Schwierigkeiten, 
die sich bei der Durchführung des Beimischungs- 
zwanges in der Vergangenheit ergeben haben, ist 
jedoch für die Zukunft eine gesetzliche Neuregelung 
erforderlich, um eine bessere Durchsetzung der Bei- 
mischungsverpflichtung zu ermöglichen und dadurch 
sicherzustellen, daß der Erzeuger den durch die Ver- 
ordnung M Nr. 1/60 über Preise für inländischen 
Raps und Rübsen vom 28. vTuli 1960 (Bundes- 
anzeiger Nr. 145 vom 30. Juli 1960) festgesetzten 
Erzeugerpreis von 660, — DM/t erhält. 

Die reibungslose Unterbringung der Raps- und 
Rübsenernte muß im Interesse der Allgemeinheit ge- 
währleistet sein. Der Rapsanbau ist zur Sicherung 
der Ernährung für solche Getreidebaubetriebe zwin- 
gend erforderlich, denen auf Grund boden-, klima- 
oder standortmäßiger Gegegebenheiten der Anbau 
anderer Blattfrüchte wie Zuckerrüben und Kartoffeln 
zur Erhaltung der Bodengesundheit und -fruchtbar- 
keit in der Regel nicht möglich ist und die damit auf 
den Rapsanbau nicht verzichten können. Dies um 
so mehr, als der Anbau von Kartoffeln und Zucker- 
rüben schon aus marktwirtschaftlichen Gründen in 
den letzten Jahren eingeengt werden mußte. So 
konzentrieren sich über 50 ®/o des deutschen Raps- 
anbaues auf Schleswig-Holstein und dort vor allem 
auf den östlichen Teil, im übrigen vorwiegend auf 
bestimmte Kreise Niedersachsens, Nordrhein-West- 
falens und Bayerns. Es liegt auch im Interesse der 
Ernährungssicherung in Krisenzeiten, diese für die 
Brotgetreideerzeugung wichtigen Betriebe leistungs- 
fähig zu erhalten. Ferner stellt der Rapsanbau — 
arbeitswirtschaftlich gesehen — eine sinnvolle 
Ergänzung für den Getreidebaubetrieb dar, da er 
keine zusätzlichen Investitionen erfordert, sich zeit- 
lich gut in den Arbeitsablauf des Betriebes einord- 
nen läßt und im Vergleich zum Hackfruchtanbau 


weniger arbeitsintensiv ist; bei der Verknappung 
I und Verteuerung der landwirtschaftlichen Arbeits- 
I kräfte hat der zuletzt genannte Gesichtspunkt erheb- 
liche Bedeutung für das finanzielle Gleichgewicht 
und damit für die Leistungsfähigkeit der betreffen- 
den Betriebe. Daß der Rapsanbau nicht spekulativ 
betrieben wird, bestätigt die Entwicklung der An- 
bauflächen in den letzten vier Jahren. Durch die 
Begrenzung des Beimischungssatzes auf 10 Vo wird 
eine solche unerwünschte Entwicklung auch für die 
Zukunft ausgeschlossen. Andere europäische Län- 
der tragen der Bedeutung des Rapsanbaues eben- 
falls Rechnung, indem sie durch Preisfestsetzung, 
Beimischungszwang und/oder andere staatliche Maß- 
nahmen (z. B. Importrestriktionen für Ölsaaten und 
pflanzliche Öle) den Rapsanbau und -absatz zu an- 
gemessenen Erzeugerpreisen sichern. Auch die in 
Vorbereitung befindliche EWG-Fettmarktordnung 
sieht bei Raps und Rübsen Maßnahmen zur Auf- 
rechterhaltung des erforderlichen Produktions- 
volumens vor. 

Dem Bund, den Ländern und Gemeinden werden 
gegenüber bisher durch die Ausführung des Geset- 
zes keine Mehrkosten entstehen. 

Zu § 1 

Durch diese Vorschrift wird — abweichend von der 
bisherigen Regelung in § 19 des Milch- und Fett- 
gesetzes — die Beimischungspflicht unmittelbar 
durch Gesetz angeordnet. Die Beimischungsver- 
pflichtung nadr § 1 Satz 1 entspricht inhaltlich den 
Regelungen in den bisherigen Beimischungsverord- 
nungen, zuletzt in der Verordnung über die Bei- 
mischung inländischen Rüböls vom 29. Juli 1965 
(Bundesanzeiger Nr. 141 vom 31. Juli 1965). Ebenso 
entspricht die Möglichkeit, Rübölmengen, die ande- 
ren Zwecken zugeführt worden sind, auf die Bei- 
mischungspflicht anzurechnen (Absatz 3), den bis- 
herigen Regelungen. Daß auf die Beimischungs- 
pflicht angerechnete Mengen nicht mehr zur Erfül- 
lung der Beimischungspflicht verwendet werden 
können, folgt aus dem Zweck der Beimischungs- 
regelung, die inländischen Raps- und Rübsenmengen 
unterzubringen. Daß Mengen, die vorzeitig in einem 
laufenden Beimischungsjahr beigemischt worden 
sind, in einem späteren Monat angerechnet werden, 
dient der schnellen Unterbringung der Ernte. Da- 
gegen kann in Zukunft eine Anrechnung über ein 
Beimischungsjahr hinaus grundsätzlich nicht erfol- 
gen; denn dieses ist eine abgeschlossene Wirt- 
schaftsperiode. Eine Ausnahme ist nur bei den Men- 
gen gerechtfertigt, die im Monat August aus neuer 
Ernte verwendet werden. 

Die Pflicht zur Nachholung der Beimischung (Ab- 
satz 1 Satz 2) war bisher in den gegen Ende der 
I Beimischungsperiode jeweils erlassenen Ausset- 
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Zungsverordnungen — zuletzt Verordnung über die | 
zeitweilige Aussetzung der Verpflichtung zur Bei- | 
mischung inländischen Rüböls im Jahre 1965 vom I 
29. Juli 1965 (Bundesanzeiger Nr. 141 vom 31. Juli | 
1965) — festgelegt. Durch die jetzige Regelung wird i 
gewährleistet, daß die Nachholung unverzüglich 
nach Ablauf des betreffenden Beimischungsmonats 
erzwungen werden kann. 

Außerdem legt Absatz 4 fest, daß die Betriebe, die 
unter der Beimischungsverordnung über die Bei- 
mischung inländischen Rüböls vom 29. Juli 1965, die 
mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft 
tritt, ihre Beimischungspflicht nicht erfüllt haben, 
die Beimischung der Fehlmengen nachholen müssen. 

Zu § 2 I 

Die Ausnahmen von der Beimischungspflicht in § 2 | 
Abs. 1 sind aus den bisherigen Beimischungsver- 
ordnungen übernommen; die neue Bestimmung in 
Nummer 1, daß auch Lieferungen an die Berliner j 
Bundesreserve von der Beimischungspflicht freige- i 
stellt sind, entspricht der bisherigen Praxis. Ab- j 
Satz 2 soll Lücken schließen, die sich aus der Rege- ' 
lung des Absatzes 1 Nr. 1 ergeben können. ; 

Zu ^ 3 

Durch § 3 Abs. 1 wird der Zeitraum des Bei- : 
mischungsjahres festgesetzt. ! 

Durch die Bestimmung des Absatzes 2 wird der 
Bundesminister für den Fall, daß zur Unterbringung 
der zur Verfügung stehenden Mengen an Raps und 
Rübsen eine Beimischung von Rübölraffinat in Höhe 
des vorgesehenen Beimischungssatzes von 10®/o wäh- : 
rend des gesamten Beimischungsjahres nicht erfor- 
derlich ist, ermächtigt, durch Rechtsverordnung den 
Wegfall der Beimischungsverpflichtung zu bestim- 
men oder den Beiniischungssatz herabzusetzen. Die j 
Bestimmung, daß die zu erlassende Rechtsverord- 
nung nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf, | 
dient lediglich der Klarstellung, da die Vorausset- 
zungen des Artikels 80 Abs. 2 GG nicht gegeben 
sind. 

I 

Zu § 4 

Die Meldepflichten sind zur Überwachung der Er- 
füllung der Beimischungspflicht durch die einzelnen 
Betriebe und zur Vorbereitung der Entscheidung, 
ob und gegebenenfalls mit welcher Maßgabe der 
Wegfall der Beimischungspverpflichtung gemäß § 3 
Abs. 2 anzuordnen ist, erforderlich. Auch hier dient 
— ebenso wie in § 3 — die Bestimmung, daß die zu 
erlassende Rechtsverordnung nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedarf, lediglich der Klarstellung, 

Zu § 5 

Diese Vorschrift sichert die Durchsetzung der Bei- 
mischungsverpflichtung durch Verwaltungszwangs- 
maßnahmen. Um sicherzustellen, daß die Bei- 
mischungsverpflichtung im jeweils laufenden Bei- 
mischungsjahr abgewickelt wird, ist es erforderlich, 
die aufschiebende Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage gegen Heranziehungbescheide | 
auszuschließen. Nach den Erfahrungen der Vergan- j 


genheit kann es zu erheblichen Marktstörungen 
kommen, wenn die Beimischungsverpflichtung nicht 
sofort nach Erlaß des Heranziehungsbescheides im 
Verwaltungszwangsverfahren durchgesetzt werden 
kann. 

Zu §§ 6 bis 10 

Die Vorschriften,' namentlich die §§ 7 bis 9, sind 
den entsprechenden Regelungen in zahlreichen 
neueren Gesetzen nachgebildet. Nach § 6 können 
Verstöße gegen die Beimischungsverpflichtung und 
gegen die durch Rechtsverordnung geschaffenen 
Meldepflichten als Ordnungswidrigkeiten mit einer 
Geldbuße, die keine kriminelle Strafe darstellt, ge- 
ahndet werden. § 7 stellt klar, daß die Bußgeldvor- 
schriften auch für gesetzliche Vertreter juristischer 
Personen sowie für bestimmte andere Vertreter des 
Betriebsinhabers gelten. § 8 ermöglicht, gegen In- 
haber oder Leiter des Betriebes eine Geldbuße 
wegen Verletzung der Aufsichtspflicht festzusetzen, 
wenn infolge dieser Verletzung eine in § 6 mit 
Geldbuße bedrohte Handlung begangen worden ist. 
Da Ordnungswidrigkeiten nach § 6 im Interesse und 
zugunsten einer juristischen Person oder einer Per- 
sonengesellschaft des Handelsrechts begangen wer- 
den können, erklärt § 9 auch gegen diese die Ver- 
hängung einer Geldbuße für zulässig. Eine Bemes- 
sung der Verjährungsfrist auf zwei Jahre ist erfor- 
derlich, weil die hier in Betracht kommenden Fälle 
an Ordnungswidrigkeiten nur selten schon wenige 
Monate nach ihrer Begehung endgültig festgestellt 
und zur Grundlage eines Bußgeldverfahrens ge- 
macht werden können. 

Zu § 1 1 

Die Zuständigkeit der Einfuhr- und Vorratsstelle ist 
wegen des übergebietlichen Marktes der Erzeug- 
nisse der Fettwirtschaft und der daraus folgenden 
besonderen Notwendigkeit einer zentralen Erledi- 
gung der Verwaltungsaufgaben, die sich aus der 
Durchführung des Gesetzes ergeben, erforderlich. 
Die Kompetenz zur Betrauung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle mit der Durchführung des Gesetzes 
ergibt sich aus Artikel 87 Abs. 3 Satz 1 GG. Bei 
der verhältnismäßig geringen Anzahl der bei- 
mischungspflichtigen Betriebe und bei dem Charak- 
ter der durchzuführenden Maßnahmen kann die Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle die ihr übertragenen Auf- 
gaben ohne Inanspruchnahme von Verwaltungs- 
behörden der Länder — abgesehen von reiner Amts- 
hilfe — wahrnehmen. 

Zu § 12 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 
Zu § 13 

Diese Vorschrift regelt den Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens des Gesetzes und des Außerkrafttretens der 
bisherigen Vorschriften. Damit treten bereits für die 
noch nicht abgelaufenen Monate des Beimischungs- 
jahres 1965/66 die Vorschriften dieses Gesetzes an 
die Stelle der Regelung in der Verordnung über 
die Beimischung inländischen Rüböls vom 29. Juli 
1965 (Bundesanzeiger Nr. 141 vom 31. Juli 1965). 
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